
Durchsetzung der Unverfallbarkeit von Ruhegeldanwartschaften 
durch das Bundesarbeitsgericht 

Der Richter als Ersatzgesetzgeber 

Von Dr. Hans Herber! von AR N IM, Wiesbaden 

Betrieblirne Ruhegeldzusagen werden bislang noch regel­
mäßig unter der Bedingung e-rteilt, daß der Arbeitnehmer bei 
seiner Pensionierung in den Diensten des versprechenden Ar­
beitgebers steht. Wird das Arbeitsverhältnis vorher - gleich­
gültig aus welchem Grunde - aufgelöst, so verfäUt die Ruhe­
geldanwartschalt nach der betreffenden Klausel also nsatz~ 
los. Die Rechtsgültigkeit solcher Klauseln wurde vom Bun­
desarbeitsgericht bisher unter ausdrück.lidter oder stiUschwei­
gendet Berufuo& auf den Grundsatz der Vertragsfreih"eit an­
erkannt. In den letzten Jahren hat diese Praxis aber ·io der 
Arbeitsrechts'wissenschalt zunehmende Kritik erfahren. Die 
sog. UnverfaUbarkeitslehre. die davon ausgeht, die Rechts­
ordnung dürfe die unbeschränkte VerfaUbarke1t wegen Ver­
s toßes gegen grundlegende Prinzipien des Arbeitsrechts nIcht 
mehr länger hinnehmen. hat immer mehr An'erkennung ge­
"funden. Ihr hat sich nunmehr der für betriebliches Ruhegeld 
zuständige Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts in setnem 
Urteil vom 10. 3. 1972 - 3 AZR 278171, auszugsweise v er­
öf~ntucht in BB 1972 S. 1005, dem Grundsatz nach ange-

· schlossen und damit seine bisherige Rechtsprechung aufge­
geben. 

Die Bedeutung und mögliche Auswirkung der Rechtspre ­
mung läßt sich nicht ohne Blick auf die wirtschafütchen 
Größenordnungen in diesem Bereich ermessen: Nach Schät­
zungen anerkannter Fachleute werden rcL 60". aller bundes­
deutschen Arbeitnehmer von den Einridltungen der betrleb­
Hchen AIU!'rsversorgung erlaßt. Die steuerlichen Rückstel­
l~gen und die in den Pensions- und Unterstützungskassen 
angesammelten Reserven betrugen sdton 1970 rd. 50 Mrd. DM. 

Wer versucilt, die Entscheidung kritisch zu würdigen und ihre 
Konsequenzen einsdtließlich eventueller Wahrscheinlichkeits­
prognosen über die weitere Entwickhmg der Redltsprechung 

· zu beleuchten. muß das mehrdimensionale Spannungsver­
hältnls zwischen Gesetzgeber und Redltsprechung, ArbeIts­
recht und Steuerrecht. Billigkeit und Redltssldlerheit, zwl­
sdlen . Vertragsfreiheit und Vertragstreue eInerseits und den· 
Schranken der Privatautonomie andererseits, In dem das Ge­
richt steht, ,?,enn es wegen Untätigkeit des Gesetzgebers. also 
sozusagen an s einer Stelle', etngreiCt, berQck:sichtigen; nur 
dann kann man hoffen, der Entscheidung geremt zu werden. 

Etlllc:brinka.o,. d.er Vertraptreibeit 

Die Entscheidung enthält, da die VerfaHklausel regelmäßig 
· Inhalt des Arbeitsvertrages geworden ist, eine Einschränkung 
der Vertragstreiheit. Die Berechtigung dafür entnimmt der 
Senat in Anlehnung an frühere Entscheidungen 1_ mit Recht 
aus dem Fehlen der Vertragsparltät als Voraussetzung für 
die Anerkennung des Satzes pacta sunt servanda: Da be­
triebliches Ruhegeld praktisch nur unter Verfallvorbebalt 
versprochen wird, hat der einzelne Arbeitnehmer keine Mög­
lidlkeit, durch Verhandlungen mit seinem Arbeitgeber oder 
durch Arbeitsplatzwedlsel EinftuB In Richtung auf eine Ein­
schränkung der Verfallbarkcit zu nehmen t~. Die Lage des 
Arbeitnehmers ist ähnlldl wie bei RisikoUberwälzungen 
durch. allgemeine Gesdläflsbedlngungen auf den vereinzelten 
Kunden, weil auch dieser regelmäßig keine Chance beSitZt. 
eine als unangemessen empfundene Klausel abzuändern. Der 

· Bundesgerichtshof unterwirft diese deshalb der gerichtlichen 
BUligkeitskontrolle. Auch der Vergleich mit der Lage bei · 
Gratifikationsgewährungen unter ROckuhlungsvorbehalt 

. . drängt sid'l aut. Dort hat der 5. Senat des Bundesarbeitsge­
richts eine . Bllligkeitskontrolle vorgenommen, weil der Ar­
beitnehmer sich audl hier regelmäßig niebt selbst gegen un": 
billige RD.ckzahlunesklauseln zur Wehr setzen kann IC. 

Es ist zu begrüßen, daß der Senat auf den Versuch verzichtet 
hat. seineEntsd1"eldung an einer positiv-redtWchen Vorschrift 
aufzuhlngen, wie 2. B. § 138 Abs. 1 BGB, f 24.2 BGB,' t 315 
·SGB, die m. E. alle keine befriedigende Grundlac:e abgeben 
.könnten I • • Die Entscheidung läßt sich dogmatisch am besten 
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unmittelbar mit dem arbeitsredltlichen Sd1utzprinzip be­
grunden, in welchem der Gedanke d er immanenten Grenzen 
der Vertragsfreiheit seine besondere arbeitsrechtliche Aus­
prägung gefunden hat 1-. 
Znlissll"keit der rerhiltliehcn RedltsschöpfllD( trotz 
an6tehcnder steuerrcdltllcber Neuregelung'l' 

Die UnerwUnschtheit und Revlsionsbedürftigkeit der Verlall­
barkeit haben auch die Bundesregierungen (des V. und VI. 
Bundestages) hervorgehoben. D i-e diesbezüglichen politischen 
Verhandlungen, die in Eundesarbeitsminister Arendts .. So­
:dalpolitismer Gesprächsrunde" und ihrer Untergruppe "Be ­
triebliches Ruhegeld" stattfanden, ergaben sehr bald, daß 
man an ein'er Einschränkuna: der Verfallbarkeit nidlt würde 
vorbeikommen· können. Die Sozialpolitische Gesprächsrunde 
wich allerdings einer arbeitsgesetzlidlen Regelung aus und 
empfahl stattdessen, den Unternehmen im Zuge der geplan­
ten Steuerreform einen Anreiz zu geben, die Unverlallbar­
keil' unter bestimmten Voraussetzungen einzuführen. Die 
Empfehlung fan'd ihren Niederschlag in den Steuerreform­
entwürfen. 

Die Darstellung und Wilrdigung der geplanten steuerlichen 
Regelung ist deshalb von besonderer Bedeutung, weil dem 
Gesetzgeber im Verhältnis zur Rechtsprechung die · Präroga­
tive I in dem Sinne zukommt, daß di~ in einer vom Gesetz­
geber (wenn nicht schon vorgenommenen, so doch) erkennbar 
vorbereiteten Regelung getroffene Entscheidung grundsätz­
lieh auch den Richter bindet. Die Gründe dafür sind iru;be~ 
sondere die stärkere demokratisdle Legitimierung der (direkt 
vom Volk gewählten) Gesetzgebungskörperscbaft und ihre 
sehr vlel umfassenderen Möglidlkeiten der Tatsachenermitt­
lung. Gegenstand dieser Entscheidung könnte auch die Wahl 
zwischen dem arbeitsrechtlidlen und dem steuerred:J.Ulchen 
Weg zur Einschrä nkung der Verfallbarkeit sein. Es ist. wovon 
auch der erkennende Senat auszugehen scheint.. nidlt von 
vornherein ausgeschlossen. daß der Gesetzgeber sich zur Er­
reichung sozial.. und wirtschaftspolltismer Ziele auch des 
Steuerrechts bedient. Da im Steuerrecht aber zunächst einmal 
andere Fragen als der das Arbeitsremt beherrschende ge- . 
rechte Ausgleich. zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer Im 
Vordertrund stehen, besteht die Gefahr, daß dann dIeser 
Hauptfunktion des Arbeitsred1ts nicht die erforderliche Auf­
merksamkeit geschenkt wird. Sofern aber · die steueITedlt­
Hche Regelung hinsichtlich der arbeltsred1Uichen Interessen":' 
ausgleichsfunktion evident unangemessen ist, muß und darf 
das Bundesarbeitsgeridi.t sich nicht an sie halten. Und ge:nau 
dies ist hier der Fall. _ 

Die Fragen, inwieweit efn ' von der Sozialpolitisch~ G~ ;' 
sprächsrunde ohne jede Betellieung des Parlaments .ausce- . . 
handelter Kompromiß, der in einem Referentenentwurf sei­
nen N~edersdllag gefunden h~t •. überh~upt schOD als. ~orb~ 

1 Vgl. dat u Mrief'·HclfoZ. Der Richter · w Ge.ettaeber. 1951: ~ue-. · 
stens Knue, DU Rtcbterredlt .11 Ilemtaquelle des InnentaaWdlH1 

·Recht •• R~t und Staat urn, Heft 3M; ScfLol:r,- Arbeltsvert",uß, .r. 
und Rtchterremt, DB 1m S . Inl; S6Unft'. Gesetz und Riebter- . 

. spruch l.Jll Arbeltsrecht, AXademle der Arbeit an der untvenltlt" ' . • 
· Frankfurt a. M., M..Ittellun.en, N. F. 25, .Juli 1m: Prels. Tarlf- : •. 
· d.1spoattivt:. RlChte.rrettlt , ZetUdlT1tt 1tlr Arbeitsrecht .1172 s. . J'n. ~ . 

I'BAG, 31. 10. usg, AP Nr. 1 tU I MI BGB Ruhegchau-unterstQt_ 
tun,skuliien; v,I. auch BAa, 11. lt. 1870, NJW 1171 S. lld • 

. · I~Vll . tI . Af'ntm. Die Verfallbarkelt 'von betrlebllc.tlen RUhege1dan:' · 
· wartach.aften, Heldelberl 1170, S. 13 1. • .' 

·I cBAG •. 10. 5. 1M2, AP Nm. 21 und Z3 ~u I '11 BGB GraWlkaUon: ·: 
31. 3. 1905, AP Nr. 5t ~tl I 811 8GB GraUAkaUon mit Anmerkun, ... . 
BledenJ<;op/: 23. a. 1M". A~ Kr. 51 zu 1111 BGB GnUflkaüon. '. ' : 

IdVgl. duu 1m elnulnen v . A",'m. 'Die VerfaUba.rkelt. S. I5$·tL"· .: .. _' :'. '. 
I~V. : Amtm, : Die · VerfaUbarkelt. S. 165 ff.; . HIlft4WAdom.dt. Arbeits- .: '"~ . 
· reell' , Frankfurt a.:M. 1171, S . 11, weben mtt Redlt daraUf hin. etaS ~ .­

das Arbeitsrecht sich "AlS ein eln:r1ges K9nt,-ollsystem ,egenQtter' "( ' " 
d~r Ve rtraCstre1he1t" begreifen l"ßt. · , '.' .• . .. :" ". ' .,-- . 

! Kf'lete, Theorie· der Redlts,ew·lnnunc, · IH1, S . to u. . ,":.. ":.': '; ";':"' : ~ '. ~ 
• : .... . ~ . "J 

HU .'>'! 
", 

. ~ . .. 
, , 



reitende Regelung des Ge s et z g e b e r s anzuerkennen ist 
und inwieweit die Verabschiedung der Steuerneuregelung 
durch das Scheitern der allgemeinen S teuerrefolTTl und diö 

vorgezogenen Wahlen zum VII. Deutschen B undc!' tag gP­
fäh rdet worden ist, können deshalb auf sich beruhen. 

Nam §§ 30 ff. des ReCerentenentwurf::; eines Einkommen­
steuergesetzes 1974 3 sollen Rückstellungen tür die 3m mei.­
s ten verbreiteten direkten Versorgu ngs2usagen der Unter­
nehmen ~ steuerlich nur berücksichtigt werden. sowei t die 
begünstigten Arbeitnehmer mindestens 30 Jahre alt sind und 
die Versorgungszusage 10 Jahre nach Beginn der Rückstel­
lungsbHdung vertrag lich unverfa llbar gestellt wird . Das 
heißt : der Arbeitgeber kann frühestens für 30jährige Ar­
beitnehmer mit der s teuerlichen R ückstellung beginnen. Das 
aber auch nur. wenn vorgesehen ist. daß die Anwartschaft 
in Höhe der steuerlidlcn Rückstellung unver!allbar wird. 
falls der bedamte Arbeitnehmer ab einem Alter von 40 
Jahren aussdleldet. Beginnt der Arbeitgeber 2 . B . ers t mit 
Rückstellungen fü r einen Arbeitnehmer ab dem Lebensjahr 
35, so braucht zur Aufrechterhaltung der Steuerunschädlich­
keit Unverfallbarkeit erst mit 45 Jahren vorgesehen 2U sein . 

Nach deI' geplanten steuergesetzlichen Regelung bliebe es also 
den Unternehmen freigesteUt, ob sie dem steuerlichen Anreiz 
und dem aUgemeinen wirtscha!ts- und sozialpolitisdlen Ap­
pell folgen und die VerfallbarkeHsbestimmungen entspre­
dlend den steuerlichen Mindestbedingungen einschränlren 
wollen oder nicht. Auch bei grundsätzlicher Einschränkung 
der Verfallba rkeit würde es dem Arbeitgeber freistehen. die 
Höhe des unVl!rfallbaren Anspruchs. der ja allein von der 
Höhe der in der SteuerbIlanz gebildeten Rüd<stellungen ab­
hängen soll. zu bestimmen. Soweit das Unternehmen in Aus­
übung seines Passivierungswahlredlts keine Rücks tellungen 
vornimmt. steht somit d ie Unverfallbarkeit nur auf dem 
Papier. Bedenkt man, daß eine Unternehmensführung in 
Zeiten, in denen das Unte rnehmen keinen Gewinn e rzielt, 
in denen die Rückstellungen also mangels ertragsteuerlimer 
Belastung auch nimt steuermindernd wirken können. es aus 
betriebswirtsdlaftlicher Sicht durchaus tür sinnvoll halten 
kann, keine Rückstellung vorzunehmen. und bedenkt man 
weiter. daß ein späteres Nachholen frOher unterlassener 
Rtickstellunge n steuerlich nadl wie vor verboten bleiben soll. 
so kann die Möglichkeit einer faktischen Aushöhlung der 
nominellen Unverfallbarkeit in vielen Fällen durchaus akut 
sein. Zu diesen bei den auch vom BundesarbeUsgericht ange­
führten Überlegungen kommt folgend er weiterer Gesichts­
punkt hinzu: Nadl der geplanten Neuregelung soB dem Ar­
beitgeber das sog. Pas:iivierungswahlrecht mit de r - gegen­
über dem geltenden Recht·· erweiterten - Möglichkeit ver­
bleiben, bi!i einem spä.teren Rückstellungsbeglnn sofort den 
Teilwert dessen zurückzus tellen. was seit der Betriebszuge· 
höngkeit des BegUnstigten - trflhestens jedoch seit trom 
30. Lebensjahr - bei sofortiger Zusageerteilung hätte zu­
rückgestellt werden dürfen ••. Dadurcb würde es erleichtert, 
das Lebensalter. in dem d ie Unverfallbarkeit eintritt, hinaus­
zuschieben Ii. 

Die geplante steuerliche Regelung muß den Eindruck hervor­
rufen, die Verfallbarkeit des betrieblichen Ruhegeldes würde 
sozusagen als Gegenleistung für die steuerlidlen Vergünsti­
gungen eingeschränkt; dadurcb wird aum umgekehrt die 
Vontellun, nahegelegt, die Verfallbarkeit sei durchaus in 
Ordnung, wenn und soweit das Unternehmen seinerseits auf 
die Aussch6pfung der steuerlichen RüdcstellungsmögUdlkei­
ten verzichtet. Diese Betrachtung wäre jedoch Im VerhältnJs 
zwisdlen Arbeitgeber und ArbeJtnebmer völlig schief und 
arbeltsrechllich unhaltbar. Die Gegenleistung, die der Arbeit­
,eber für das Ruhegeld erhält, kann nicht der steuerlich 
bedingte Finanzierungsvorteil sein. sondern nur entweder die 
Arbeitsleistun&: oder, wie der erkennende Senat annimmt, 
die Betriebstreue des Arbeitnehmers. Dann darf aber die 
Frage, ob. ab wann und in welcher Höhe Ruhegeldansprfidle 
bei Betriebswed:uel des Arbei~ehmers un~rfallbar sind, 
nicht davon abhängig gemacht werden, inwieweit steuerliche 
Rückstellungen gebildet worden sind. Ande rnfalls wUrde die 

r Besttmmung eines 'n:ils der Gegenleistung die der Arbeit-
~ llehrner für . Arbe ' l1i.mUch -seme it (bzw. leine Betriebstreue) erh6.Jt 

Im. 'P-..-~~_~he des erclienten R~geldes., von einem alleäd 
-.~~ der UllternehmensJ.eltun 11 

.. \ abbln.clg &emamt. ohne daß I: egenden Moment 
.:, . dieser Entscbeid\m& auch die :":leiste

d 
t w~ daß bei 

. n ea Arbeitnehmers 

Ha 

bCl'ücksiL-htigt werden. Den Arbeitnehmer vor eben soldrem 
A u!>gelicfertsein an den guten Willen des Arbeitgebers zu 
schützen. ist der Grundgedanke. der die Entwicklung des Ar­
beitsrechts beherrscht h at und seinen Chara.kt~r als Arbeit­
nehmerschutzrecht prägt. Das Ergebnis des Senats, daß d ie 
geplante steuerlidle Regelung eine arbeitsrechtliche Lösung 
n icht entbehrlich mad1t, verdient som it uneingeschränkte 
Zustimmung. 

Da d i~ das S teuerrecht in hohem Maße komplizierende Rege­
lung der §§ 30 Ir. des Re!erentenentwurfs eines Einkommen_ ' 
sleuergesetzes 1974 die Problematik nimt endgültig lösen 
kann, würde s ie nur zu einer kaum noch übersma ubaren 
steuer- und a rbeitsrechtlichen Zweispurigkelt hinsichtlith 
der Behandlung der Verfallbarkeit, also einer unnötigen 
Komplizierung des Rechts führen und hit deshalb nach der 
Entscheidung des Bundesarbeit sgerichts rechtspolltisch nicht 
mehr zu rechtfertigen. 'Was not täte, wä re eine b a ldige ar­
beilsgesetzliche Regf>lung. 

Der Sachverhalt 

In dem der Entscheidung zugru~de Hegend~~ Fall gin'g es um 
einen 41jährigen Arbeitnehmer. d-er n ac.il. 27jähriger Betriebs_ 
zugehörigJreit (einschließlidl einer dreijährigen Lehrzeit) 
wegen Liquida tion des Betriebes entlassen worden war und 
damit nach der tür diesen Fall vorgesehenen Regelung alle: 
Ansprüche verlieren solltE'. 

AII,emeiner Rechbsah: 

Das Bundesarbeitsgericht hat den Verfall niebt anerkannt 
sondern den Arbeitgeber verpflichtet. dem Arbeitnehmer di~ 
bis zu seinem Ausscheiden erdiente Versorgung zu erhalten. 
Da rüber hinaus hat es den allgemeinen Rechtssatz aufgestellt, 
dnß einem Arbeitnehmer, d-er mehr als 20 Jahre einem Be­
trieb angehört hat und vor dem 65. Lebensjahr vom Arbeit_ 
geber ordentlim gekündigt wird, die bis zu seinem Aus­
scheiden erdicnte Versorgungsanwarlschaft erhalten bleibt. 
Di-ese für alle darunter fallenden Fälle Klarheit schaffende .' 
Verallgemeinerung dient der Redltssicherheit und ist deshalb 
zu begrüßen. Wird die Rechtsprechung gesetzesvertretend . 
tätig, so muß sje wie der Gesetzgeber darauf aebten, daß die 
von Rechtsänderungen ausgehenden Rech1sunsidlerheits~_ 
mente möglichst gering gehalten werden, dies erfordert klare 
Grenzziehungen -. Eine von Fall :zu Fall Wltersch1edliche die 
je~ei~ige Sonderlage des Einzelfalls würdigende. Be~rachtung. 
Wle Sle e twa H ö fe r / A h ren d 1 vorschlagen, wäre bei der 
Massenerscheinung, die das betriebliche Ruhegeld heute dar-

. s tellt, nicht tunlich; s i.e Würde auch verkennen, daß es sich 
um durchaus typls ierbare Fallgruppen handelt. . 

Uber.aa,sre,ehm,. 
Der Rechtssatz . gilt g run d sät z li c h nur für Fälle, in 
denen der Arbeltnehmer nach crer Verkündung der EntscheI_ 
dung (10. 3. 1972) ausgeSchieden ist (ex nunc-WirJrung). Er 
gilt aus nah m s w e t s e auch für solche FAlle, in denen 
der Arbeitnehmer vorher, aber nicht vor dem 1. L 1969, aus_ 
geschieden und di-e bis dahin erdiente Versorgungsanwart_ 
smart ~om . Arbeitgeber klar und eindeutig (z.. B. in\ Wege . 
der genchthchen Klage) verlan~ hat. ... ' . : 

Die Ubergangsregelung macht die doppelte Funktion d~Ent­
sdteidung als Ersatzgesetz und als Fallcntsdleidung beson­
ders deutlich und Ist als sinngerechte Problemlösung zu be- . 
grüßen', wie 81th ergibt, wenn man Bim die anderen theore_ 
tisch denkbaren MögUdlketten vergegenwärtigt. 

Ein-e gru~dsätz1iche Aufredlterhaltung des Ruhqeld~8 a~<:h 
von bereits vor dem Eingreifen der Rechtsprechung ausge-

, In der Funn&, vom 25 . ... 1872 bzw. 23. S. 1J7Z, aetrAv 1171: S. 1M. 
.. Ein enbprt:dlendt:r steuerlldler DruCk auf die Einacbrlnkuna: d 

VtlrfalibarkeU soll auch dorl ausgeÜbt werden. wo die. Ruhe&eld er 
nlcht direkt VOh dem Unternehmen, sondern Über Penatonak er 
UntentUtzunlllkauen oder venlmerung'vcl1r1Be venprvd1- ae&etl. 
den. ...n Wet'_ 

"., tAbs. 1 Satz 3 und. EStoVO. '\ 
• • , 3lI Abi. 3 SaU:; ::I ZUl. 1 RefEntwurl eines EStG 1171. . ~ ' :'.~ , 
5 So auen PGu bdorll, Der Arbeitgeber Inl S. lZS, m . ' ." 
I Vgi. aucb BAG. AP 22 zu • In BGB Grat1ftkation ; v. A~t . ' . 

VertallbarkeH, S. 17tl; HGru GUntne1". ArbuR UST S. JA In~. Die · 
.chltI. DB 196T 5. 216. . " Kft-_ 

'7 DB l11Z S. ll1U, lue. . ., 

• V,I. auCh die entsprechende Uberaa~gsrelelun. bei ~e~~~' . ' 
der VertUSUf1g5wldrtikeIt dei I 1S b Satz J HGB welciler tune 
Hoc:hbaoldete ein cnbdll41&unglloaea Wettbew~rbsVerbott1l,. aoC· 
(SAG. 2t. C. 1''12, DB 1171 8. 1515 - BB 1m 9 . 11M). . ~~e • • 
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schiedenen Arbeitnehmern kommt nicht infrage, weil sie 
kaum zu bewältigende praktische Schwierigkeiten mit sich 
bnichte und das Vertrauen den:r enttäuschen müßte. die -
aut Grund der Rechtsprechung und der herrschenden Lehre 
- . auf die bis vor wenigen Jahren praktisch unangefochtene 
Rechtsg\iltigkeit der Verfallklauseln vertraut haben t. -

Eine ausnahmslose ex nune- Wirkung d'erEntscheidung würde 
den Kläger, der ja schon am 14. 9. 1969 aus den Diensten des 
Arbeitgebers geschieden ist, um den Lohn seines Prozesses 
bringen. Er würde - aus seiner SidlC- remt behalten und 
In <ter Sache dennoch unterliegen. Wie sehr es unserem 
mitteleuropäischen Redltsempfinden widerspricht, den Klä­
ger, der die Änderung der Redltsprechung veranlaßt hat, 
noch nach der überwundenen Rechtsprechung zu behandeln, 
zeigt auch die Praxis des Osterreichi'schen Verfassungsge.:. 
ridltshofs, der - entgegen dem Wortlaut des Art. 140 Abs. 3 
der Österreichischen Bundesverfassung, der die ex nunc­
Wirkung (oder nach Wahl des Gerichts die pro futuro-Wir­
kung) der gerichtlidlen Entscheidung vorschreibt - für An­
laßfälle eine Ausnahme macht 1 •• Ähnliche Überlegungen gel­
ten aber auch für solche Fälle. in denen die Betroffenen sich 
mit der Begründung, die Verfallbarkeit sei rechtlich unzu­
lässig und ungültig, gegen diese wehren, ohne daß - woraut 
sie in der Regel keinen Einfluß besitzen - ihre Fälle zu An­
laßfällen im tedmischen Sinne geworden sind 11. Diese quasi-

. _ Anlaßfälle werden durch die Regelung des Senats erfaßt. 
Dies ist, wie der Senat ausführt, auch vom Blickpunkt des 
Vertrauensschut.zes unbedenklich, weil spätestens seit 1969 
ein vorbehaltloses Vertrauen in die weitere rechtliche Aner­

,kennung der Verfall klausel nicht mehr bestehen konnte u. 

Beliull der Frist mit Betriebseintritt 

Zum Inhalt des Rechtssatzes 1st bemerkenswert, daß der 
Senat die 20-JahresMFrist nicht erst ab der Zusage, die im 
vorliegenden Fall 1956 erfolgte, beginnen läßt, sondern die 
gesamte Dienstzeit mit einbez.ieht. Diese Bereclmungsweise 
verdient - auch vor dem Hintergrund der geplanren steuer­
red:J.t1imen Neuregelung - Zustimmung ". Denn andernfalls 
hätten die Arbeitgeber die Möglichkeit, durch Hinauszögern 
der 10rmellen Zusage den Unverfallbarlreitszeitpunkt hinaus­
zuschieben, 'obwohl auch die zu erwartende Zusage eine 
.. Sogwirkung" und damit praktisch den gleidlen Bindungs":' 
effekt haben könnte l.. Diese Gefahr ist d~it zwar unbe­
deutend; denn die Arbeitgeber können nach geltendem Steuer .. 
I'Edlt Rückstellungen vornehmen, sobald si~ die arbeitsredlt­
liehe Zusage erteilt haben. Dadurch wird ein gewisser Druck . 
ausgeübt, die Zusage dem Arbeitnehmer relativ bald nam 
seinem Betrlebseintritt zu geben. Unter Geltung der der­
zeitigen steuerllchen Regelung würde es deshalb unbedenk­
lich erscheinen, den zulässigen Verfallzeitraum erst mit der 
Zusage anlaufen zu lassen 11'. Mit lnkratttreten der geplan­
ten steuerlidlen Neuregelung würde das jedoch anders. Denn 
danam sollen Rückstellungen nur noch ab einem Lebensalter 
der Arbeitnehmer von 30 Jahren vorgenommen werd'en dür-
1en, womit ein wesentlicher Anreiz. Zusagen vorher zu. ertei­
len. für die Arbeitgeber entiiele. Nach der Neuregetung wäre 
selbst eine spätere Zusage für den Arbeitgeber ohne ins 
Gewicht fallenden Verzi,cht auf steuerlidle Vorreile möglidl. 
denn der Arbeitgeber kann auch bei späterer Zusageerteilung 
sofort den vollen Teilwert dessen zurüdtstellen. 'Was seit d'er 
Betriebszugehörigkeit des Begünstigten frühestens jedoch ab 
dem 30. Lebensjahr bei sofortiger Zusageerteilung hätte zu­
rü~stellt werden dürfen. 

Gnmdaatz: aatierUme AufredderhaUunc 

Der Anspruch auf die erdiente Anwartschaft richtet sich, wie 
der Senat feststellt, "grundsätzlich darauf, den Teil der tür 
das 65. Lebensjahr versprochenen Versorgung zu erhalten, 
der nad:t dem Verhältnis der tatsächlldl zurückgelegten Be­
triebszugehörigkeit zu der tür den Erwerb des Vollredlts 
erforderlicilen Betriebszugehörigkeit erdient wurde". Diese 
sog, ratierllche Aulrechterhaltune ist zwar nlmt die eInZig 
mögliche Beredlnungsweise, aber als Entscheidung für eine 
der als angemessen denkbaren Möglichkeiten zu respektie ... 

.:.. ren ", Damit ist der (von den Verfallklauseln bisher ausge-
8<hlossene) pro-rata-temporis-<kdanke (Aufrechterhaltung 
des "partiell Erdienten" - IU . 1 der UrteilsgrUnde) im 
Grundsatz durchgesetzt n~ . . _ 
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]) i ~ l Jrteiisbegründung ge bt über die FalleotsdIcidunn: hinaus 

Das Gerich t hat die Entscheidung ausdrücklich auf Fälle von 
mehr als 20 Dienstjahren und Auflösung des Arbeitsverhält­
nisses durch den Arbeitgeber beschränkt. Die Begründung 
steht j edoch zu dieser Beschränkung zum Te il im Gegensatz. 
Wäre es wi rklich nur um dje Entscheidung des vorliegenden 
Einzelfalles gegangen, wäre es nicht notwendig gewesen, 
Ausführungen über den Rechtscharakter des Ruhegeldes 2U 

machen UI. Das Bundesarbeitsgericht hätte es sich dann ein­
facher mamen können. 
Zwar tritt der Ruhegeldverfall nach den Verfallklauseln in 
der Regel ohne Rücksicht darauf ein, ob die Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses vom Arbeitnehmer oder vom Arbeit­
geber veranlaßt ist. Gedanklich kann man aber beide Fälle 
unterscheiden. Die Verfallbarkeit hat in beiden Fällen unter­
schiedliche Auswirkungen und kann eine unterschiedliche 
rechtliche WUrdigung finden ". Geht es - wie im vorliegen-

. den Fall - um eine vom Arbeitgeber veranlaßte Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses. d a nn ist die Betriebsbindung, die 
das K ernproblem beim Verfall auf Grund einer Arbeitneh­
mer-Kündigung ist. genau genommen gar nicht relevant. 
Vielmehr geht es um die Frage, ob eine Regelung noch als 
ger'echt anerkannt werden kann, nach der der Arbeitnehmer 
das R isiko des ersatzlosen Anwartschattverlalls bei vorzei­
tiger, von ihm nicht zu beeinHussender Entiassung trägt 10; 
er also bis zum F.Jntritt des Versorgungstalles in einer für 
ihn so elementar wichtigen Frage wie der späteren Aufrecht­
erhaltung seines Lebensz-uschnitts im Ungewissen bleibt, 
Während der Arbeitnehmer keine sinnvolle Möglichkeit be­
sitzt, die Ungewißheit über seine Versorgung im Alter von 
sich aus zu beseitigen, und sich etwa durch Abschluß einer 
Versicherung gegen die Gefahr des Verfalls abzusichern, wäre 
es für den Arbeitgeber ein Leichtes, dieses Risiko zu beseiti- · 

I Vgl. v. Arn{m, Die Verfallbarkeit, S . lOS Fußnote 24, 

10 vgl. Antonlotu., Flnanz:verwaltung und ReCilts$taat, Festsdlri1t (ür 
Hans Huber, 1961. S. 21. 

11 ViI. zu der entsprechenden Problematik in der Verfassungsge­
ricbtsbarkeit v. Arntm. Zur Wjrkung vertassungswldrtger Gesetze, 
Wiesbaden lP68, Nr. .. der Stellungnahmen des Karl-Briuer-Inati­
ttltli des Bundel: der Steuerzahler. S. 7. 

12 Vgl. l:. B. die eindringliche Warnull8 der Ridlterin am Bundesarbel.ts­
j;iericht Professor anger auf der Jahrestagung der A.rbeitsgemein­
.<:batt :für Betriebliche Altersversorgung ID67. dle Lösung de. Prc­
blems tier VetlaUbarke1t nicht (durm Unt:1Ugke1t der Arbeitgeber, 
der Sozialpartner und des Gesetzgebers) den Gerichten zuzu.dlie­
ben. BetrA V 1967 S. 82. 

n VgI. dazu aum meine Urtcllsanmerkung zu BAG, lZ. Z. lIn, BB _ 
1971 S. 784, '186, 

lt Da es m. E. tur Grenzztebungen, Beginn ·der Fristen etc. lJn Er­
gebnis keinen Unter.6Ch.l.ed machen sollte, auf wessen Veranlasaunl 
die Aullösung d~ ArbeltBverhlUtnlu;es EurQckgeht, gIlt die 1m 
Text angefUhrte. auf die Bindung und damit die vom Arbettlleh­
mer veranlaßte Auflösung des Arbeitsverhältnisses abstelleJ1de 
Folgerung 1m Ergebnis aum fUr den anderen Fall. 

15 So noch u. A:rnfm, Die Vertallbarke:il, S. 175. 
18 Vgl. 'CI. Arnfm. Die Vertallbarkelt, S. 152-154: ders .• BB lt71 

S. 1065, 1075. 
11 FUr die Durchge;tzung des Gedankens der Aufre<bterhaltung des . ~~, ,. 

partiell Erdlenten spriCht übrigens aud! dIe Tatsadle, daß der Ar­
beitnehmer ja auch den regelmäßig zusammen mit dem Alters­
ruhegeld versprOChenen .. Ve.t'Sidlenmgsschutz" bei Invalidität oder 
Tod für jedes Jabr. anteilig erhält. Die Gewlhrung eInes SdlUtzeS 
vor dem RisikO der Inv.alldltllt und des Todes ftlr eine bestimmte 
Periode (z. B. 1 Jahr) hat, gle1cbgtlltig, ob der Rlslkofall eintritt., 
einen bestimmten wJrl.Sdlaftlldlen Wert. den du Arbeitnehmer ' 
ala Teil seiner Gegenleistung füt" .eine TItig:ke1t lautend erh.ll.lt · 

., 

und den er bel vorzeitigem Awsche1den ,. nicht etwa &urO.ckzu- . , 
!lahlen hat, In Analogie dA%U wird ihm auch. der erdle:nte Te1l des, ., ' ,,:,. 
Ruhegeldes au:tredlterhaIten. Anderer An&ldlt HtJ/~/Ahrend. DB 
~~~ . . 

11 Der GlelChbehandlungliUlt% hätte die Erlirteruns: eier Verfallproble_ 
matik allerdings entgegen der Meinung de. Landesarbeitsgerld:lts 
als Vorlnstanz nldlt unnötig machen 1c6JlnM. Denn: ,..Der Gnmc!­
satz: der Gletehbehandlung: kann ansprudl8erzeugend nur den , 
wirken wenn eine andere AnspruchSgrundlage nicht legeben ist.", · 
BAG i 3. 1161 (Leitsatz 3), AJ! Nr. 21 zu • 111 BGB Gra~tlcn. 
!:5 mulS also zunlchst geprü!t werden, ob eine andere Ansprudl... .. ,. 
crundlBge vorliegt. Und da dies zu bejahen tat, kommt der (nur , -:' :;.": 
subsidiäre) Gleidlbebandluagsgrundsatz nldlf; mebr zum Zuge. . ~ : , 

1t Dleterlch.. Ruhegeld und KUndigung, ArbuR 1971 S. l!l. tU t.. '-.~.!.', ~ 
v. AT'ntm, Die VerfaUbark.e1t. S. t5 ff., 112 tt.. " . . . , ' . . , 

2t DaJS es daraut ankommt. wer d .. Ris..lko des RuhegeldverfalH bet ::.) 
vorzeitiger Entlasaung des Arbe1tnehmen trAgt, hatte dU Bundes- :'f 
arbeitsgeridlt erkannt nur kam es damall nodl EU einem segen... ,. 
te1l1gen Ergebnis wie ;'unmettr. BAG, AP 1111 au I J41 BGB Ruh ... -:;. 
lehalt. _ Du VertallrlJiilko ist vom BeschIfti.gungsrlaiko zu tren~ . 
nen (u, Arnhn, Ver1aUbarkelt, S. 11 1., "tt.). soweJ.t cler Arbeit· 
nehmer das BeacbJlttigungsr1alko trlg .. ließe aich nur dann. dauUl . ,-.. 

. folgern, daß er auch das Verfallrls1ko trlIgt. wenn die Verfallkbu-
se! gÜltig 1st. Gerade das aber tst die Frage. Unz:utretfend Rljl~l . 
Ahrend, DB li'7Z S, 1824:. J~. . , .: . 
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g C' r: , indem ~ r bei \'o r~ei t igcm Ausscheiden de:::. Arb eLt neh­
m ers -e ine a n te ilige Au frechterhaltung vorsahe. Damlt würde 
C l' selbs t keinerlei unabsehbare Risiken eingehen, ~ondern 
kon nte die jewe ilige Höhc seiner Verbindlichkeiten exak t 
berechnl!n . Aus di eser untersch iedlichen Möglichkeit von Ar­
beit,geber und Arbeitnehmer, das Verfall risiko mit seinen 
Härten für den Arbeitnehmer ka lkulierbar zu machen , auf­
zufangen und dadurch zu entschärfen, ergibt s ich m. E. das 
e ntscheidende Argument !ür d i-e grundsätzliche Unbilligkeit 
und d amit (wegen der bei vorliegender Vertragsparität er­
forderlichen Billigkeitskontrolle) auch die grundsätzliche 
rechtliche Unzulässigkeit einer Regelung, die dem Arbeit­
nchmer dieses R isiko dennoch aufburdet ~I. Diese Wertung 
wird im übrigen dadurch bestätigt , daß sich die Verfallbar­
keit bei anderen unter Vorbehalt gegebenen Leistungen, wie 
Gratifikationen, Urlaubsgeld usw_ regelmäßig nur auf eine 
vom A r bei t n e h m e r ausgehende Auflösung des Arbeits­
verhältnisses bezieht, und, wenn vereinzelt allgemein von 
der "Auflösung des Arbeitsverhältnises" gesprochen wird, 
die Klauseln doch so ausgelegt werden, daß darunter nur 
eine vom Arbeitgeber veranlaßte Lösung des Arbeitsverhält­
nisses vers tanden wird !f. Die rechtliche Einordnung des be­
trieblichen Ruhegeldes als Fürsorgeleistung oder als Entgelt 
(sei es für Arbeitsleistung oder für Betriebstrcue) ist für die 
Erzielung dieses Ergebnisses unerheblich. 
Auch hins ichtl ich der Frage, wie del- au!rechtzue:rhallende 
Teil im \'orliegenden Fall zu bemessen ist, war eine Ausein­
andersetzung mit der Redltsnatur des R uhegeldes überflüss ig . 
Denn da der Arbeitgeber im vorliegenden Fall zur. Deckung 
se ines Ruhegeldversprechens einen Lebensvers icherungsver­
trag abgeschlossen hatte und die Firma zudem liquidiert 
werden sollte, bot sich die übertragung des Versicherungs­
vertrages an, zu der das Bundesarbeitsgericht denn auch als 
angemessenes Ergebnis d-en Arbeitgeber verurteilt hat. Der 
Darlegung der bereits angeführten grundsätzlichen Bemes­
sungsweise hätte es dazu wohl kaum bedurft, jedenfalls sIcher 
nicht der Ch arakterisierung des Ruhegeldes als Gegenleistung 
für Betriebstreue (statt für Arbeitsleistung), da beide Cha­
rakterisierungen in gleidlel- Welse zum Grundsatz der ra tier­
lichen Aufrechterhaltung führen können. 

Einschränkung der VertallbarkeU auch bei Arbeltnehmer­
kündIgunr zu erwarten 
Da die Ausführungen des Bundesarbeitsgerichts zum Rechts­
charakter des Ruhegeldes somit nur Sinn haben. wenn man 
sie (zumindest a uch) auf die Arbeitnehmer-Kündigung be­
zieht, dür{te darin ein Fingerzeig gesehen werden können, 
daß das Bundesarbeitsgericht auch hierzu nicht nur - wie 
im Falle weiteren Untätigbleibens des Gesetzgeb"ers aus­
drücklich angekündiet - Stellung nehmen wird, sondern 
auch in diesen Fällen zu einer Einschränkung tendiert. 

Der AppeJi des Gerichts an Gesetzgeber und Sozialpartner 
Die Entscheidung kommt gemäß der Doppelrolle des BundC'S­
arbeltsgerichts als einzelfallentschejdendes Gericht und als 
Ersatzgesetzgeber auch eine zweifache Funktion zu. Sie ent­
scheidet den Einzelfall rechtskräftig, enthält aber gleichzeitig 
(neben der Aufstellung eines allgemeinen Rechtssa tzes für 
eine übersehbare Fallgruppe) einen Appell an den Gesetz­
geber (und die Sozialpartner), die Problematik auch hinsicht­
lich der von dem aufgestellten Rechtssatz nicht erfaßten Fälle 
baldigst zu regeln. Die Wirksamkeit des Appells setzte zur 
Verdeutlichung d-er Regelungsbedürftigkeit auch ein ge­
wisses Eingehen auf d ie Sache voraus. Die Situation erinnert 
an die Appellentsdleidungen des Bundesverfassungsgerichts, 
in denen dieses a n den Gesetzgeber appelliert hat, eine m it 
dem Grundgesetz niebt vereinbare Rechtslage in angemesse­
ner Frist zu beseitigen u, andernfalls das Gerlcht selbst die 
erforderliche Regelung entwickeln müsse 24. Ein Beispiel ist 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur rechl­
lichen Gleichstellung unehelicher Kinder mit den ehelichen u, 
die dann auch sehr schnell zur Vera bSchiedung des entspre­
chenden Ge:setzes geführt hat_ Andere Beispiele sind die 
Appelle des Bundesverfassungsgerichts und des Bundes­
finanzhofs an den Gesetzgeber, die u ngleiche steuerliche Be­
wertung von Kapitalvermögen und Grundvermögen "in an­
gemessener Frist zu beseitigen" H_ 

- Zum BeddtH:harakter de. Rubecelcles 

Die ~usführungen des Senats zum Recbtscharakter des be­
~~:Udlen Ruhegeldes im eInzelnen zeigen das .behutsame 

-vorwärts-Tasten und das nicht widerspruchsfreie Rin-
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gen eint.' Spruc:hkörpcrs . der :::.eine hauptsäChliche Aufgabe 
herkömmlicherweise in der Auslegung sicht, und d ie ihrri 
durch Untätigkeit der in ers ter Linie verantwortlichen In": 
s tanzen zugeschorrene arbeitsrechtliche und sozialpolitische · 
Cestaltungsaufgabe widerwillig und nur, um den Rechtsge­
danken vor all7.u großem Schaden zu bewahren, .auf sich 
ni mmt:;. 

Der Sen al versucht zuni:i.ctJ.s t zu begründen, daß sowohl beim 
Arbeitgeber wie beim Arbeitnehmer die Be r e i t s c h a f t 
\'orhande-n sei, die Voraussetzungen des Pensionsverspre_ 
chens zu verwirklichen. Daraus folgert er dann, von beiden 
Parteien sei gl"Und~ätzlich ein-e arbeitslebenslange Betriebs_ 
treue gewollt. Diese Bereitschaft auf seiten des Arbeitgebers 
leitet das Bundesarbeitsgericht aus vier verschiedenen Aus~ 
sagen ab: 

a) Der Arbeitgeber bezwecke eine Bindung des Arbeitneh"': 
mers an den Betrieb. Dies finde in der Verfallklausel 
seinen sinnfälligen Ausdruck. Die beschäftigten Arb-eit­
nehmer sollten von einem Fortgang abgehalten werden; 
d adurch solle auch der kosten verursachenden Fluktuation 
entgegengewirkt werden. 

b) Die VersorgungsZlIsage des Arbeitgebers sei In aller Regel 
,.getragen von dem Bewußtsein seiner Verpflichtung, zQ 
der Altersversorgung seiner Arbeitnehmer beizutragen"_ 

c) Der Arbeitgeber habe ein Interesse daran, mit der zu­
sätzlichen Leistung einen Anreiz bei der Gewinnung von 
neuen Arbeitskräften zu bieten. 

d) Die Bereitschaft des Arbeitgebers, das Arbeitsverhältnis 
bis zur Pensionierung aufrechtzuerhalten und alsdann die 
Pensionsverpfiichtung zu erfüllen, komme darin zum Aus':' 
druck, daß er regelmäßig die Mittel ansammle oder sicher::' 
stelle, die er benötlg€', um das Ruhegeld zu bestreiten_ 

Die Bereitschaft des Arbeitnehmers, bis zum Alter im Betrieb 
zu bleiben, wird aus seinem vitalen Interesse an einer die 
gesetzliche RentenverSicherung aufstockenden betrieblichen 
Altersversorgung gewonnen_ Wenn das Gericht in späterem 
Zusammenhang aus dem "Zweck und Wesen der betrieb_ 
lichen Altersversorgung" tolgert, s ie sei "Gegenleistung tÜr 
die bis zum Eintritt in den Ruhestand erwartete und ge­
schuldete Betriebstreue", so hat es den "Sinn und Zweck" 
offenbar aus diesen Feststellungen ermittelt. . . 

Eine Überprü!ung der Tragfähigkeit dieser Feststellunge~. 
des Senats muß aber Zweifel wecken. Denn s ie gehen nicht 
von der Wertung der Interessen, sondern vom fonnalen 
Willen der Parteien aus, wie e r in der Erteilung und An­
nahme verrallbarer RUhegeldzusagen Ausdruck getunden hat. 
Nun ist es gewiß unbestreitbar und kommt in der VerfaU_ 
klausel denkbar klar zum Ausdruck, daß der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer das Ruhegeld nur zukommen lassen "\Vill 
wenn di~ser in seinen Diensten in Pension geht. Er will ih~ 
durch die Verfallklausel binden und Fluktuationen vennei_ 
den. Für den Reehtscharakter läßt s ich daraus aber nocll 
nichts entnehmen. Da der Wille des Arbeitgebers nur .inso_ 
welt relevant sein kann, als die Rechtsordnung ihn als recht._ 
lich gültig anerkennt, und die Frage, inwieweit dies hinSicht_ 
lich der Verfallklauseln der Fall ist, just das thema proban':' 
dum darste~~t , kann die Bestimmung des Rechtscharakters 
nicht losgelost von der Frage, ob und inwieweit Verfall_ 
k lauseln gültig sind, erfolgen~. . 

Bei der Vertragskontrolle wegen fehlender Parität der. Ver~ 
tragspartner kann es also nicht auf den Inhalt des den V 
tr~g und d~mit die Verfallklausel einseitig festlegenden ~: 
beitgeberwlliens ank?mmen, sondern auf die ihm zu ziehen_ 
den Grenzen, und dle lassen sich nur aus einer Interes 
abwägung gewinnen. sen-

Auch das weiter genannte Interesse des Arbeitgebers . 
A · \Vb ... ,eInen 

nrelz zur er ung neuer Arbelts~afte zu .s~a!fen. spricht 

tl Vgl. dazu Im einzeillen v. Arnlm, Die verCallbarkelt, S_ 100 U 
22 BAG, AP Nr. 2S zu Art_ 12 GG; BAG, :24. 4. 11172, OB 1972 S_ 131it~ 
23 Zur Xhnlldlkeit der Situation auch ,,_ Arnlm, UrteIlsan . 

zu SAG, 19. 6_ 1970. BB 19111 S _ 1%16, 1211. rnerkung 

24 Daru Rupp-u.BrUnneCk, Darf das Bundesverfaasungsg~rlcbt 
Cesetzgeber appeltieren? FestSchrift für Gebhard MÜl1~ran lien. 
S. 35S_ • 191., 

2S BVedCE 2S S. 167. .,.. 

26 BVerfGE 23 S. 212. 257 l .; BFfr, zum Beispiel EntsCheidung vom 
22_ ,. 1971, BStBI. 1972 11 S . 16_ 

n VIi. auCh oben Fußnote 12. 
2a v. Arnfm, Die Verca.tlbarkelt, S. 17 C. 
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. nicht für die Bereitschaft der Parteien , das Arbeil.:\verhällnis 
bis zur Pens ionierung des Arbeitnehmers fortzusetzen. Denn 
unverfallbare Zusagen hätten einen noch größeren Werbe­
cUekt auf neu zu gewinnende Arbeitn ehmer als ver!allbare. 
Audl aus der lautenden Mittelansammlung ergibt sich nicht 
mehr, als daß der Arbeitgeber sich die damit verbundenen 
und ins Gewidlt fallenden steuerlichen Vorteil e nicht ent­
gehen lassen möchte. Was sdllleßlich die Feststellung des 
Senats betrifft, die Zusagen seien in aller Regel vom Be­
wußtsein der Verpflichtung getragen, zur AltersverSQrgung 
der Arbeitnehmer beiz.utragen. soll hier Ern s t He is s ­
man n als sachverständiger Gegenzeuge, der die tatsäch­
lichen Verhältnisse aus eigener Anschauung wohl wie ke in 
zW'eiter kennt, angeführt werden: Während Ruhegelder frü­
her aus "patriarchalischem Denken" gewährt wurden und 
,,humanitäre und karitative Momente" im Vordergrund 
standen", werd~n .. die betrieblichen Sozialleistungen (heute) 
nimt mehr aus per s ö n ] ich e n , sondern aus s ach -
I Ich e n Motiven gewährt" -. 

Aucb au'S der Angewiesenheit des Arbeitnehmers auf eine 
zuaätzlicbe betriebli.dte Altersversorgung läßt sich seine Be­
reitsmaft oder sogar seine Verpfticb.tung - der Senat spricht 
von "erwarteter und geschuldeter Betriebstreue" -, bis zur 
Pensionierung zu bleiben, nIcht entnehmen, sondern nur 
sein großes Interesse daran, eine Altersversorgung zu er­
halten. 

· Insoweit kann die Begründung, die der Senat für die Cha­
T8kterisi'erung des Ruhegeldes als . ~genleistung für Be­
trlebstreue gibt, nicht überzeugen. 

~m Senat ist jedoch - im Ergebnis - zuzustimmen, ~enn 
er feststellt, daß zwischen Rubegeld und Arbeitsleistung .. in 
aller Regel keine Wertrelation" besteht. Zwar vermag die 
Begriindung, die darauf abhebt, ' daß der Arbeitgeber, je 
nachdem, ob der Betriebsrentner kurz oder lang lebe, wenig 
oder viel zu :zahlen habe, nicht zu überzeugen, weil der Ver­
sorgungsschutz versidlerungsmathematisch einen bestimmten 
Preis hat, dessen Ansparsunune als fiktive Versidterungs­
prämie gleidlmäßig auf die Dauer der Betriebszugehörigkeit 
des Arbeitnehmers verteilt werden kann. Aber die Tatsache. 
läßt aim nicht leugnen, daß der Arbeitnehmer im Laufe 
seines Arbeitslebens Jahre größerer Leistung und Jahre ge­
ri.n&erer Leistung aufzuweisen hat. Diea wird häufig nicht 
berüdcsichtigtj nicht alle Ruht-geldzusagen sind gehaltsab­
hängig gestaltet. Gegenleistung für das Ruhegeld und zu-

· «leida Bemessungsgrundlage für den Jeweils erdienten Teil 
tann deshalb nicht unmittelbar die Arbeitsleistung. sondern 
nur die Dauer der Betriebszugehörigkeit (als pauschalierende 
Beredmungsbasis) sein. 

Sollte der Senat dagegen die Charakterisierung des Ruhe­
geldes als Gegenleistung für Betriebstreue in dem Sinne 
gemeint habeD, daß man von "Betriebstreue" erst nam einer 
crößeren - vom Senat noch im einzelnen festZulegenden -
ZahL von Dienstjahren sprechen könne, vorher also .,gemes­
sen an der Zwedtsetzung" (A 11 2 b. 2, a . E. der UrteIlsgründe) 
auch noch keine abzugeltende TeWeistung vorliege. so er­
scheint dies bedenklich: Wenn man aus der Verfallklausel 
ein Argument für den R~tscharakter des betrieblichen Ru­
hegeldes entnimmt, wie es das .Bundesarbeitsgerlcht tut ( .. ge­
wollte Betriebstreue"), so läuft man Gefahr, einem Zirkel-
8Chluß zu. erliegen, wenn man aus dem so festgestellten 
Rec:htscharakter Sdllüsse auf den Umfang der Einschränkung 
der VerfaUbarkeit zu ziehen beabsichtigt. Es wäre wohl 
ridltiger. wenn der Senat in diesem Falle seine Gnmdüber­
legungen offenlegen würde. etwa In dem Sinne, daß die Tra­
d 1 t ion der bisherigen Gestaltung (unbeschränkte Verfall­
barkeit) ein Eigengewtdlt besitzt-I, das 2egen die von einem 
isolierten und von der überkommenen Gestaltung absehen .. 
den Blickpunkt aus zu befürwortende Regelung (sehr weit­
gehende Unverfallbarkeit) abzuwägen sei. 

'tarifdlsposltlv? 

· Der vom Se'oat aufgestellte allgemeine Rechtssatz wie auch 
die zu erwartende weitere Ei.n.sc:hränkung der Veriallbarkeit 
find:n - ähnlich der Rechtsprechung des 5. Senats zur Ein .. 
schränkung von GratifikaUonsrückzahlungsklauseln _ ihre 
Voraussetzung und Rechtfertigung in der Störung der Ver-

· trags~tä.t von Arbeitgeber und einzelnem Arbeitnehmer. 
Sie Wird deshalb auf Tarifverträge. ' die von d'en den At-belt­
gebern ebenbürtigen Gewer:tscbafte.n abgeschlossen worden 

· sind u, voraussichtlich keine Anwendun&" finden. "arifv~r-
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träge enthalten allerdings b isher nur äußers t selten eine 
Regel ung des betrieblichen Ruhegeldes. 

Geltung für Betriebs\'ereinbarungeu? 

Im Gegensatz zu Tarifverträgen unterstehen Betl"iebsverein­
ba rungen der gerichtlidten Billigkeitskontrolle, w eil der Be­
triebsrat unter anderem mangels Streikrechts in der Regel 
schwäc;her 1:118 eine Gewerkschaft ist;:$. Es ist deshalb anzu· 
nehmen, daß die Unverfallbarkeitsrechtsprechung auch für 
Betriebsvereinbarungen zu gelten hat. 

Geltung für Vorstandsmitglieder von Aktiengesellschaften 
und leitende Angestellte? 
Die Störung der Vertragsparität als Grundlage der Einschrän­
kung der Verfallklauseln durch den Senat ist gegeben. wenn. 
wie der Senat fonnuliert. "der Arbeitgeber, wie es der Regel 
entspricht, durdl. vertragliche Einheitsregelung oder Gesamt­
zusage allein die Voraussetzungen bestimmt, unter de nen 
er eine Leistung gewähren will". Damit bleibt die Frage 
offen, ob die gerichtliche Einschränkung der Verfallbarkeit 
auch dann. wenn das Ruhegeld auf Grund eines Individ~l­
vertrages versprochen Wird, In Frage kommen kann. Man . 
wird verschiedene Fallgruppen unterscheiden mUssen. 

Bei Versorgungsverträgen von Vor s ta n d s mit g I j e­
der n von Akt i eng e seil s c h a f t e n wird man davon 
.auszugehen haben, daß diese bei voller Verhandlungsparität 
zwischen dem VOrStandsmjtglied und dem Aufsimtsrat als 
Vertreter der Gesellschaft abgeschlossen worden sind. Eine 
gerJchUiche Einschränkung der Verfallbarkelt kommt nJcht 
in Frage, weil das Vorstandsmitglied seinen Schutz selbst 
übernehmen kann und dies in der Regel audl tut: Bei Ver­
trägen mit Vorstandsmitgliedern ist die Unvertal1barkeit die 
Regel .... Dazu hat wohl audl die Regelung beigetragen, daß 
die Vorstandsmitglieder von Aktiengesellschaften - im Ge­
gensatz: zu den Vorstandsmitgliedern einer Genossenschaft · 
oder den Geschäftsführern einer GmbH - nur auf die Dauer 
von fünf Jahren bestellt werden können (§ 84 Abs. 1 Satz 1 
AktG). 

Sofern lei te nde n An gest e 11 te n das Ruhegeld auf 
Grund einer individual vertraglichen Regelung zugesagt wird, 
ist die Situation in der Regel anders. Die Tatsache, daß shn 
hier häufig Verfallklauseln finden. dürfte ein Indiz dafür 
sein. daß auch der betreffende Arbeitnehmer, solange die 
unbeschränkte Verfallbarkeit als allgemein üblich und des~ 
halb als "selbstverständlich" angesehen und von den certm­
ten akzeptiert wurde, praktisch keine Möglichkeit besaß, die 
Verfallbarkeit beim Vertragsaushandeln aus eigener Kraft 
einzuschränken. Dann· müßte nach dem Grundgedanken der " 
arbeltsrecbtlichen Rechtspred\ung auch hier die richterliche 

. Vertragskontrolle zum Zuge kommen. Die zwischen heiden 
genannten Gruppen liegenden Fälle sind schwer einheitlidl 
zuzuordnen. 

Weitere oUcoe Frq'eD . 

Auch darllber hJna\1B sind in der arbeitsrechtlichen Ut.eratur 
noch viele Fragen umstritten. Offen ist vor allem, oadl wie- . 
viel Dienstjahren ein Ruhegeldanspruch unverfallbar sein 
soll (nam fünf, zehn oder erst nach fünfzehnodergarzwanzia: 

., 

Dienstjahren 1) und ob der Ansprum. audl dann bestehen' 
bleiben soll, wenn die Kündigung durch eine grobe Pfticbt- . ' 
verletz.ung des Arbeitnehmers veranlaßt worden ist $I. Eine 
endgültige Klärung wird auch hier - mangels arbeitsgesetz- _. 
lieher Regelung - erst die Rechtspredl.ung bringen können .. . 
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